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Der Bundesminister für Wirtschaft 

E A 6 - 73 34 39 


Bonn, den 14. April 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäischer Entwicklungsfonds 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schlager, 

Schmidhuber, Prinz von Bayern und Genossen 
— Drucksache V/475 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage darf ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt beantworten: 


1. Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß die deutsche Wirtschaft an 
den aus dem Europäischen Entwicklungsfonds bis Ende 1965 
finanzierten Projekten in den mit der EWG assoziierten Staa- 
ten nur in einem Umfang beteiligt ist, der in keiner Weise den 
von der Bundesrepublik geleisteten Zahlungen an diesen Fonds 
entspricht? 

Die zitierten Pressemeldungen beziehen sich auf eine Statistik 

enthalten im Dokument 358/66 (ASS 138) (Brüssel) 
bzw. 186/66 (Luxemburg) vom 25. März 1966, 

die von der EWG-Kommission zur Beantwortung der im Euro- 
päischen Parlament eingebrachten schriftlichen Anfrage Nr. 112 
des Abgeordneten ,Moro (Italien — christlich-demokratische 
Fraktion) betreffend die Aufgliederung der vom Europäischen 
Entwicklungsfonds vergebenen Aufträge erstellt wurde. Aus 
ihr ergibt sich, wie schon der Herr Bundesminister der Finanzen 
in Beantwortung der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Ertl, 
Dr. Effertz, Logemann, Reichmann, Walter, Wächter und Genos- 
sen _ Drucksachen V/437, V/491 — mitgeteilt hat, daß die 
bisherige Beteiligung deutscher Firmen an den vom Europäi- 
schen Entwicklungsfonds finanzierten Vorhaben nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1965 folgenden Umfang erreichte: 

bei Bauaufträgen 7,282 Mio RE ($) von insgesamt 

284,640 Mio RE = 2,56% 

bei Liefergeschäften 5,793 Mio RE ($) von insgesamt 

26,553 Mio RE = 21,82% 

bei Maßnahmen der technischen Hilfe 

(z. B. Studien oder Bauleitung) 6,509 Mio RE ($) von insgesamt 

40,525 Mio RE = 16 % 


Drude: Budidruckerei Peter Meter, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Im gewogenen Durchschnitt entsprechen diese Anteile einer 
Beteiligungsquote von rd. 5,7% an dem Gesamtvolumen in 
Höhe von fast 352 Mio RE. Demgegenüber beläuft sich der An- 
teil der Bundesrepublik Deutschland an der Aufbringung der 
Mittel 


für den ersten Entwicklungsfonds (1. Januar 1958 bis 31. De- 
zember 1962 *) auf Grund 
des EWG-Vertrages) 

auf 200 Mio RE von insgesamt 581,25 Mio RE = 34,4%. 


für den zweiten Entwicklungsfonds (1. Januar 1964 bis 1. Juni 

1969 auf Grund des Asso- 
ziierungsabkommens) 

auf 246,50 Mio RE von insgesamt 730 Mio RE = 33,7%. 


2. Ist bei den Ausschreibungen die Chancengleichheit aller Unter- 
nehmungen, die sich an ihnen beteiligen wollen, gewahrt? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Geschäfts- 
tätigkeit deutscher Firmen in den der EWG assoziierten Staaten 
nachhaltiger als bisher zu unterstützen? 

Bereits in den Artikel 132 Ziff. 4 des EWG-Vertrages wurde 
zur Wahrung der Chancengleichheit aller an Aufträgen des 
ersten Entwicklungsfonds interessierten Firmen folgende Be- 
stimmung aufgenommen: 

„Bei Ausschreibung und Lieferungen für Investitionen, die 
von der Gemeinschaft finanziert werden, steht die Beteili- 
gung zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristi- 
schen Personen offen, welche die Staatsangehörigkeit der 
Mitgliedstaaten oder der Länder oder Hoheitsgebiete besit- 
zen." 

Trotz der hierdurch verbindlich vorgeschriebenen Gleichbe- 
handlung aller Konkurrenten war jedoch bei den Zuschlagser- 
teilungen, und zwar insbesondere für Bauarbeiten, schon bald 
ein erhebliches Ungleichgewicht zugunsten französischer bzw. 
frankoafrikanischer Firmen festzustellen, die auf diesem Sektor 
zusammen mehr als drei Viertel aller Aufträge erhielten. Das 
erklärt sich im wesentlichen aus der immer noch sehr engen 
wirtschaftlichen Verflechtung Frankreichs mit seinen früheren 
Hoheitsgebieten in Übersee. Zu berücksichtigen ist in diesem 
Zusammenhang neben den sprachlichen Vorteilen vor allem die 
Tatsache, daß französische Unternehmen bereits seit Jahrzehn- 
ten in Afrika tätig sind. Sie verfügen deshalb über größere 
Erfahrungen sowie über eine gründlichere Marktkenntnis und 

*) Für die Zeit nach dem 31. Dezember 1962 ermächtigte der EWG-Minister- 
rat die Kommission, die noch nicht gebundenen Mittel des 1. Fonds auch 
weiterhin für wirtschaftliche und soziale Investitionsvorhaben bereitzu- 
stellen. 
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können oft billiger anbieten als deutsche Firmen ohne eine 
örtliche Zweigniederlassung. Ein französischer Betrieb hat z. B. 
seinen Maschinenpark schon in Afrika, wohingegen deutsche 
Unternehmen ihn erst dorthin schaffen und die Transportkosten 
hierfür in ihre Preiskalkulation einbeziehen müssen. Solche 
Faktoren sind zwar zum Teil unwägbar, sie haben aber als 
reale Wettbewerbsvorteile große Bedeutung. 


Beim Abschluß des neuen, am 1. Juni 1964 in Kraft getretenen 
Abkommens über die Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar (s. Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 vom 11. Juni 1964) 
wurde deshalb die aus Artikel 132 Ziff. 4 übernommene Nicht- 
diskriminierungsklausel, insbesondere auf Wunsch der Bundes- 
regierung durch eine auslegende Erklärung wie folgt präzisiert: 

„Der Rat und die Kommission stimmen folgender Auslegung 
zu: .Beteiligung unter gleichen Bedingungen' bedeutet, daß 
die Kommission, soweit irgend möglich, die notwendigen 
Vorkehrungen trifft, damit die Verdingungsunterlagen so 
erstellt werden, daß sie tatsächlich die gleichberechtigte Be- 
teiligung aller hier in Betracht kommenden Personen gewähr- 
leistet." 

Außerdem wurden ebenfalls auf Wunsch der Bundesregierung 
in den Artikel 47 Ziff. 2 und 4 der Finanzregelung für den 
zweiten Entwicklungsfonds (s. Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 93 vom 11. Juni 1964 S. 1498) die beiden nach- 
stehenden Verpflichtungen der Kommission aufgenommen: 

„2. Die Kommission trägt dafür Sorge, 

daß die Bekanntmachung von Vergaben insbesondere im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften unter Einhal- 
tung angemessener Fristen veröffentlicht wird und daß alle 
diskriminierenden Praktiken oder wirtschaftlich nicht ge- 
rechtfertigten technischen Spezifikationen beseitigt werden, 
die einer Beurteilung juristischer und natürlicher Personen 
aus den Mitgliedstaaten, den AASM und den assoziierten 
Ländern und Gebieten unter gleichen Bedingungen im 
Wege stehen könnten. Die Kommission sorgt, soweit irgend 
möglich, auch dafür, daß für Verträge, deren Art oder Be- 
deutung dies rechtfertigen, Verdingungsunterlagen erstellt 
werden, die sich an Regeln der Gemeinschaft oder, falls 
solche nicht bestehen, an den üblichen internationalen 
Regeln anlehnen. 

4. Die Kommission unterrichtet den Rat alle sechs Monate 
über die Verdingungsergebnisse und teilt ihm gegebenen- 
falls mit, welche Maßnahmen sie zur Anwendung des 

Artikels 25 des Assoziierungsabkommens 

getroffen hat oder treffen will." 
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Die Bundesregierung ist dadurch jetzt in der Lage, die künftige 
Entwicklung der Auftragsvergabe laufend zu beobachten und 
im Interesse der deutschen Wirtschaft auf eine strikte Einhal- 
tung der Nichtdiskriminierungsklausel zu dringen. Bisher sind 
nur wenige Ausschreibungen nach dem neuen Verfahren abge- 
wickelt worden. Die Bundesregierung sieht in diesem Verfah- 
ren aber eine Möglichkeit, das Tätigwerden deutscher Firmen 
in den assoziierten Staaten mehr als bisher zu fördern. 

Auf jeden Fall wäre es jedoch für eine stärkere deutsche Beteili- 
gung an den Projekten des Entwicklungsfonds der EWG von 
großem Nutzen, daß die deutsche Wirtschaft die Bemühungen 
der Bundesregierung durch die Entfaltung weiterer eigener Ini- 
tiativen unterstützt und z. B. ihre Direktinvestitionen in den 
assoziierten afrikanischen Staaten verstärkt. Als Hilfe hierfür 
können die verschiedenen Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Förderung von Investitionen in Entwicklungsländern die- 
nen, wie z. B. das am 24. Dezember 1963 in Kraft getretene 
Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von Kapi- 
talanlagen in Entwicklungsländern. 


In Vertretung 

Neef 



